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Gut gefüllt war der kleine Saal der Stadt-
halle Rostock, als der Kreisvorsitzende Kar-
sten Kolbe die 133 anwesenden Mitglieder 
auf die anstehende OB-Wahl einstimmte. 
Nachdem der Amtsinhaber 
Claus Ruhe Madsen „sang- 
und klanglos über Nacht“ 
verschwunden sei, müsse es 
nun die Aufgabe auch von 
unserer Kandidatin sein, das 
Vertrauen der Bevölkerung in 
Politik und Demokratie wieder 
zu beleben. Gelingen könne 
dies mit unserer Kandidatin 
Eva, die in Rostock bekannt 
und fest verankert sei, kom-
petent, verlässlich und in der 
Lage, Stadtgesellschaft, Bür-
gerschaft und Verwaltung zu-
sammenzuführen.
Eva bezeichnete ihre Vorstel-
lungsrede zugleich als Grund-
stein ihrer künftigen Arbeit 
im Rathaus. Vertrauen sei 
verloren gegangen, es habe Übermut statt 
Sachlichkeit gegeben. Und wir als LINKE 
hatten Recht mit unserer Kritik am Agie-

ren des OB. Wir kennen Rostock, auf uns 
kann man sich verlassen, uns kann man 
vertrauen.
Inspiration für ihre politische Arbeit findet 

Eva auch in ihrer eigenen Vergangenheit. 
22 Jahre Leben in der „Platte“ seien für sie 
prägend gewesen. Sie wisse, dass die Le-

bensrealität der Menschen durch andere 
Themen geprägt sei, als die, die oft in der 
politischen Debatte breiten Raum einneh-
men. Als Negativbeispiele nannte sie die 

Fahrradstraße Lange Straße 
und die Sommerstraße Am 
Brink. Als ihre erste Selbst-
verpflichtung sieht Eva, das 
Augenmerk verstärkt auf jene 
Stadtteile zu legen, die wir lie-
bevoll „die Platte“ nennen.
Kinderhorte für Schmarl und 
Groß Klein, neue Lüftungs-
techniken für sanierte öffent-
liche Schulen – zwei Punkte, 
die Eva im Amt schnell an-
packen will. In Bebauungsplä-
nen solle künftig immer Platz 
für Sport, Kultur und Bildung 
freigehalten werden. Apropos 
Kultur: Eva will als OB eine 
sehr gute Kultursenatorin 
sein. Der Theaterneubau sei 
das Großprojekt der Stadt; 

das Theater werde unsere Perle, auf die 
wir stolz sein können.
Fortsetzung auf S. 3

Im September sollen die Mitglieder der 
LINKEN entscheiden, ob wir die Forde-
rung nach einem Bedingungslosen Grund-
einkommen (BGE) ins Parteiprogramm 
übernehmen. Diesen Mitgliederentscheid 
hatte die BAG Grundeinkommen per Un-
terschriftensammlung möglich gemacht – 
ein Novum. Der Parteivorstand und wohl 
viele andere hätten die Haltung der Partei 
zum Thema lieber weiter offen gehalten. 
Eines ist nämlich klar: Das Thema polari-
siert, Kompromisse sind kaum denkbar. 
Aber vielleicht ist es ganz gut, wenn sich 
DIE LINKE mal entscheidet?
Am 27.8. fand in Dierkow eine Veran-
staltung des Landesvorstandes zum The-
ma statt. Susanne Wiest vom Netzwerk 

Grundeinkommen und Ralf Krämer von der 
BAG Betrieb & Gewerkschaft erläuterten 
ihre Sicht auf das BGE. 
Frau Wiest argumentierte stark aus per-
sönlicher Sicht, stellte die Vorteile für das 
(geknechtete) Individuum in den Vorder-
grund. Würde sie aufhören zu arbeiten, 
wenn ihr 
der Staat 
zuverlässig 
m o n a t l i c h 
einen Betrag 
überweist? 
Nein, sie 
würde aber 
entspannter, 
ohne Angst 

MITGLIEDERENTSCHEID vor Arbeitsunfähigkeit etc. arbeiten. Mit 
dem BGE im Rücken könnten sich Men-
schen unethischer Arbeit (z.B. in der Rü-
stungsindustrie) verweigern. Garantiert 
uns denn nicht das Grundgesetz Gewis-
sensfreiheit? Die Menschen könnten sich 
Zeit nehmen für Weiterbildung oder eine 
neue Ausbildung. Das BGE revolutioniert 
das Sozialsystem.  Fortsetzung auf S. 3
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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,
sind wir nicht alle ein bisschen lethargisch 
geworden in letzter Zeit? Die Sorgen vor 
der Zukunft erdrücken uns, Besserung 
scheint nicht in Sicht, und unsere Partei, 
naja. Und dann flüchtet Rostocks OB in 
den Westen und hinterlässt einen Stapel 
an Problemen. Ein Tor öffnet sich für uns, 
wir müssen nur noch hindurch schreiten. 
Macht Ihr mit? Unterstützt Eva, wo Ihr 
könnt. Im Wahlkampf, in Gesprächen und 
vielleicht auch mit ein paar Euro. Auch 
wenn’s vielleicht schwerfällt in diesen Zei-
ten. Aber Ihr wisst ja, so eine Wahlkampa-
gne ist teuer. Der Chefsessel im Rathaus 
soll doch nicht wieder an den Meistbieten-
den gehen!
Im September erhaltet Ihr Post aus der 
Parteizentrale. Eure Meinung zum Bedin-
gungslosen Grundeinkommen ist gefragt. 
Ihr habt keine Meinung? Vielleicht ist un-
ser kurzer Beitrag zu einer Veranstaltung 
in Dierkow ein Anreiz, sich mehr mit dem 
Thema auseinanderzusetzen. Ich habe 

mich entschieden.
Auch eine Übergewinnsteuer würde übri-
gens nicht reichen, um ein Bedingungslo-
ses Grundeinkommen zu finanzieren. Aber 
sie kann helfen, die größte soziale Krise 
seit langer Zeit abzumildern. Geht nicht, 
hieß es schnell aus neoliberalen Kreisen. 
Geht doch, konnte DIE LINKE dank einer 
Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung be-
weisen (Seite 7). 
Auch über das Erinnern an Lichtenhagen 
92 berichten wir in dieser Ausgabe. Was 
soll das noch nach 30 Jahren, fragen wohl 
die meisten Menschen in Rostock. Weil 
es wieder geschehen kann, müssen wir 
sagen. Geschichte wiederholt sich nicht, 
sagt man, aber die latent vorhandene 
Fremdenfeindlichkeit in der Bevölkerung 
kann jederzeit wieder in Gewalt münden, 
erst Recht, wenn die Gesellschaft in Auf-
ruhr ist. Das hat die Geschichte bewiesen. 
Deshalb ist Erinnern so wichtig.
Viel Vergnügen beim Lesen wünscht 
Euch die Redaktion. C. Penzlin

Auch nach Energiegipfel: 
Wir kämpfen weiter 

für Übergewinnsteuer

Zu den Ergebnissen des gestrigen Energie-
gipfels des Landes erklären die Landes-
vorsitzenden der LINKEN in Mecklenburg-
Vorpommern, Vanessa Müller und Peter 
Ritter: 
Der Härtefallfonds des Landes ist ein wich-
tiges Signal. Ihn reflexartig als PR-Gag zu 
bezeichnen, wie es Die Grünen tun, ist 
zynisch gegenüber den Betroffenen. Not-
wendig und deshalb unbedingt zu unter-
stützen ist der Energiepreisdeckel, 
ebenso die Wohngeldreform.
Die Forderung nach Aussetzung 
der Schuldenbremse ist ein wichti-
ges politisches Signal in der Krise. 
Endlich soll der Ausbau der Erneu-
erbaren Energien vorangetrieben 
werden. Das begrüßen wir aus-
drücklich, um die bundespolitische 

Allen Beteiligten einen guten Schul-
start unter normalen Bedingungen!

Zum Beginn des neuen Schuljahrs erklärt 
die Fraktionsvorsitzende Jeannine Rösler:
„(...) In den zurückliegenden zweieinhalb 
Jahren haben die Schülerinnen und Schü-
ler unter den Maßnahmen im Kampf gegen 
die Pandemie besonders gelitten. Schul-
schließungen und Homeschooling haben 
zu physischen und psychischen   Belastun-
gen und Problemen geführt, aber auch 
zum Teil erhebliche Bildungslücken mit 
sich gebracht. Es muss deshalb oberste 
Priorität haben, die Schulen und Kitas of-
fenzuhalten. Da Corona noch nicht vorbei 
ist, steht auch der Bund in der Pflicht, in 
Abstimmung mit den Ländern für einen 
sicheren Schulbetrieb zu sorgen. In Meck-
lenburg-Vorpommern hat sich das kluge 
Phasenmodell bewährt. Wenn erforderlich, 
wird auch künftig nach diesem Handlungs-
rahmen verfahren.
Auch bei der sich zuspitzenden Energie- 
und Wärmekrise dürfen Kindergärten und 
Schulen nicht die Leidtragenden sein. 
Schließungen der Einrichtungen man-
gels Heizkapazitäten müssen unbedingt 
vermieden werden. Sonst hätten erneut 
Kinder und Jugendliche aus einkommens-
schwachen Familien das Nachsehen. Die 
Folge wäre eine weitere Verschärfung so-
zialer und bildungspolitischer Ungerechtig-
keiten. Das kann niemand wollen. Deshalb 
unterstützen wir alle Anstrengungen, in en-
ger Abstimmung mit den Interessenvertre-
tern von Schülern, Lehrkräften und Eltern, 
genau dies zu verhindern.
Fast 700 neue Lehrerinnen und Lehrer 
für Mecklenburg-Vorpommern – das gab 
es zuletzt 2015. Rot-rot leitet damit eine 
Trendwende ein und beendet eine über 
sieben Jahre dauernde Durststrecke für 
Schülerinnen und Schüler, Eltern und na-
türlich auch die Schulen. Der Weg ist jetzt 
frei für eine dauerhafte Verbesserung der 
Unterrichtsversorgung und weniger Un-
terrichtsausfall an den Schulen. Wirkung 
zeigt auch die neue Seiteneinstiegsverord-
nung, die vom Bildungsministerium noch 
vor der Sommerpause ins Werk gesetzt 
wurde. Auch dank ihr haben von den 225 
neu eingestellten Seiteneinsteigerinnen 
und Seiteneinsteigern 80 Prozent grundle-
gende pädagogische Qualifizierung bereits 
durchlaufen oder sind noch in der Quali-
fizierung. Als wahres Erfolgsmodell zeigt 
sich auch das Verfahren der Übernahme 
ohne Ausschreibung, bei dem die Referen-
darinnen und Referendare nach bestan-
denem zweitem Staatsexamen nahtlos in 
den Schuldienst übernommen werden. So 
konnten 221 junge, grundständig ausge-
bildete Lehrkräfte eingestellt und im Land 
gehalten werden.

AKTUELLES Versäumnisse der letzten 16 Jahre in die-
sem Bereich abzubauen. Die Forderungen 
der CDU nach längerer Atomenergienut-
zung nehmen wir nur kopfschüttelnd zur 
Kenntnis.
Enttäuschend ist für uns die Diffamierung 
der Übergewinnsteuer als „Kampfbegriff“ 
und sie mit dieser Begründung „abzuwäh-
len“. Das ist einfach unsachlich. Das Strei-
chen dieses Punktes lediglich mit Bedau-
ern zur Kenntnis zu nehmen, reicht daher 
nicht aus. DIE LINKE wird daher weiter und 
intensiver um Zustimmung für ihre am Wo-
chenende gestartete Petition „Ja zur Über-
gewinnsteuer! Nein zur Gasumlage! Lasten 
gerecht verteilen!“ werben.

AKTUELLES
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Fortsetzung von S. 1
Die neue Rathauschefin muss auch Part-
nerin der Wirtschaft sein. Zwei Dinge hob 
Eva hervor: Ihr liegt die Entwicklung des 
Hafens am Herzen, inklusive Hafenerwei-
terung. Die Innenstadt möchte Eva be-
leben und Prozesse 
für einen lebendigen 
Stadtkern anstoßen.
Der Budenzauber sei 
vorbei, verkündete 
Eva. Jetzt werde ge-
arbeitet und geliefert, 
der riesige Stapel an 
Aufgaben solle kleiner 
werden. Das Amt der 
Oberbürgermeisterin 
werde keine Bühne 
für Selbstdarstellung 
mehr sein, Rostock 
kein politisches Test-
labor. Für ihre Politik 
will Eva im Wahlkampf 
in zahlreichen Haus-
türgesprächen wer-
ben. Dabei kann sie 
auf die Unterstützung ihres Kreisverban-
des zählen, wie ihr Wahlergebnis von 96 % 
zeigt.
Und die Konkurrenz? CDU und FDP versu-
chen es wieder mit einem Parteilosen: Mi-
chael Ebert, Polizist. Kommunalpolitische 

Erfahrung: Null. Gleiches lässt sich über 
die Erfahrung der SPD-Kandidatin sagen. 
Sie hat in der Landesverwaltung Karriere 
gemacht. Die Grünen schicken die Bundes-
tagsabgeordnete Claudia Müller ins Ren-
nen. Berührungspunkte mit der Rostocker 

Stadtpolitik hatte sie bisher keine. Beste 
Chancen also für Eva.
Wo, wenn nicht in der Kommunalpolitik, 
feiert DIE LINKE noch Erfolge? Darauf 
wies unser Bundestagsabgeordnete Diet-
mar Bartsch hin. Ein Sieg könne der gan-

zen Partei Aufwind verleihen. Darauf spiel-
te auch unser Gast Tobias Bank an, der 
neue Bundesgeschäftsführer der Partei 
und selber leidenschaftlicher Kommunal-
politiker. Mit einem klaren Ziel vor Augen 
und solidarisch an einem Strang ziehend, 
so könnten wir es schaffen. „Wann, wenn 
nicht jetzt? Wo, wenn nicht hier?“, zitierte 
Dietmar aus einem Rio-Reiser-Song.
Auf geht’s!           Text: Carsten Penzlin

AKTUELLES

OB-WAHL IN ROSTOCK

Fortsetzung von S. 1
Es ist kein Antrag nötig, den viele als ent-
würdigend empfinden.
Frau Wiest fordert von der Partei DIE LIN-
KE Mut zu etwas völlig Neuem, auch wenn 
die Einführung des BGE wohl nicht in ei-
nem Schritt, sondern in Teilschritten er-
folgen wird (z.B. mit der Einführung einer 
Kindergrundsicherung). 
Genosse Ralf Krämer hingegen hält die 
Idee des BGE für abenteuerlich und auch 
für die Partei gefährlich. Sorgt nicht der 
von der LINKEN vorgeschlagene Umbau 
des Sozialstaates dafür, dass niemand in 
Armut fallen muss? Ist nicht eine sankti-
onsfreie Mindestsicherung für Bedürftige 
besser als ein BGE, das an Alle ausgezahlt 
wird, also auch an die 70 von 83 Millionen 
Bundesbürgern, die es eigentlich nicht 
bräuchten? Sind nicht die Bedürfnisse der 
Menschen – z.B. bei Krankheit – so unter-
schiedlich, dass eine pauschale Zahlung 
ungerecht wäre? Wird es noch einen Min-

destlohn geben, wenn doch das BGE aus-
reicht!
Mit dem Hinweis auf die Finanzierung leg-
te Ralf den Finger ganz tief in die Wunde. 
Ein BGE würde mehr kosten, als der Staat 
bislang insgesamt ausgibt. Wir müssten 
massiv Steuern und Abga-
ben erhöhen, was bei den 
Erwerbstätigen zu Ein-
kommensverlusten führen 
würde. 
Nicht einmal dreißig Ge-
noss*innen nahmen an 
der Veranstaltung teil, die 
als Präsenz- und Online-
veranstaltung angeboten 
wurde. Man darf gespannt 
sein, wie sich das offen-
kundige Desinteresse am 
Thema auf den Mitglieder-
entscheid auswirken wird. 
Mindestens ein Viertel der 
Mitgliedschaft muss sich 

beteiligen. Informiert Euch! Das Argument, 
das BGE sei völlig weltfremd, sollte mit 
Blick auf unser Programm übrigens nicht 
entscheidend sein. 

Text: Carsten Penzlin / Fotos: Björn Griese

BEDINGUNGSLOSES 
GRUNDEINKOMMEN

Eva in Reutershagen

Geballte Ost-Power: Tobias Bank, Eva-Maria Kröger, 
Vanessa Müller und Dietmar Bartsch
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ANTIFASCHISMUS

30 Jahre nach dem Pogrom von Rostock-
Lichtenhagen gingen am 27. August etwa 
3000 Menschen auf die Straße, um an 
die damaligen Ereignisse zu erinnern. Be-
troffene von damals kamen während des 
Marsches durch Lichtenhagen und Lüt-
ten Klein zu Wort und appellierten an die 
Teilnehmer, alles zu unternehmen, damit 
es nie wieder Gewalt gegen Zugewander-
te und Schutzsuchende 
geben wird. Etwa 30 
Mitglieder der Partei 
DIE LINKE nahmen an 
dem Demozug teil, zu 
dem Menschen aus ganz 
Deutschland angereist 
waren.
Ist es richtig, den Ereig-
nissen von vor 30 Jahren 
heute noch einen großen 
Stellenwert zu verlei-
hen? Ja, denn niemand 
soll glauben, dass sich 
diese Gewalt nicht wie-
derholen kann. Rassis-
mus und Gewalt gegen 
Fremde sind in Deutsch-
land immer noch trauriger Alltag. Das 
Pogrom von Lichtenhagen fand vor dem 
Hintergrund eines gesellschaftlichen 
Umbruchs statt, in dem sich viele Men-
schen radikalisierten. Erleben wir nicht 
heute etwas Ähnliches? Bleiben wir ver-
nünftig und wachsam!

Kontinuität von Rassismus und 
rechtem Terror durchbrechen

Zum 30. Jahrestag der rassistischen Po-
grome von Rostock-Lichtenhagen erklärt 
der innenpolitische Sprecher der Links-
fraktion, Michael Noetzel:
„Die rassistischen Pogrome von Rostock-
Lichtenhagen waren kein Einzelfall. Wegen 
ihres Ausmaßes und ihrer Dynamik sind 
sie jedoch zum Symbol nationalistischer 
Feindseligkeiten im wiedervereinigten 
Deutschland geworden.  Vor und während 
der über Tage anhaltenden Pogrome nah-
men Teile der Behörden und der Medien 
eine unheilvolle Rolle ein. Sie heizten die 
Stimmung an und ließen die rechten Ge-
walttäter und tausende Beifallklatscher 
gewähren.
In Folge der Pogrome war es eine Mehr-
heit des Deutschen Bundestags, die das 
Recht auf Asyl de facto abschaffte. Diese 
unbegreifliche Täter-Opfer-Umkehr und 
inhumane Verkennung der Ursachen der 
rassistischen Gewalttaten besitzt bis heu-
te Rechtsgültigkeit. Das Signal, welches 

die Politik damit an den rassistischen 
Mob aussendete, ist verheerend: ‚Ihr jagt 
Menschen und trachtet ihnen nach dem 
Leben, zündet Häuser an und wir erfüllen 
euch euren Willen.‘ Das darf sich nicht 
wiederholen. Die Politik darf sich niemals 
wieder von den Gewalttätern am rechten 
Rand treiben lassen. Solidarität und hu-
manistische Grundwerte dürfen nicht auf 

Druck der Feinde der Demokratie geopfert 
werden.
Die Pogrome und Mordanschläge von So-
lingen, Mölln, Hoyerswerda und Rostock-
Lichtenhagen läuteten für alle von Ras-
sismus betroffenen Menschen ein gewalt- 
und leidvolles Jahrzehnt ein. Einschüchte-
rungen, Angst, Traumata sind keine leeren 
Worthülsen für all jene, die nicht ins Welt-
bild der Neonazis passen. Diese ‚Base-
ballschlägerjahre‘ prägten auch zugleich 
die sogenannte Generation Terror, deren 
mörderischen Ausläufer bis heute zu spü-
ren sind.   Sowohl das NSU-Netzwerk als 
auch der neonazistische Mörder von Wal-
ter Lübcke begannen in dieser Zeit ihren 
Weg von dumpfer Straßengewalt hin zum 
organisierten Rechtsterrorismus. Men-
schenfeindlichkeit, Rassismus und rechter 
Terror haben eine bittere Kontinuität, die 

zwingend durchbrochen werden muss.
Der Parlamentarische Untersuchungsaus-
schuss (PUA) im Landtag Mecklenburg-
Vorpommern zu rechten Terrorstrukturen 
im Bundesland beginnt aus diesem Grund 
seine Untersuchungen im Jahr 1992 – 
dem Jahr der rassistischen Pogrome von 
Rostock-Lichtenhagen. Die Aufarbeitung 
des NSU-Komplexes ist noch lange nicht 

beendet. Ein Großteil des 
rechtsterroristischen Netz-
werks liegt noch im Dun-
keln, unzählige braune 
Puzzleteile sind noch nicht 
zusammengefügt, zu viele 
Fragen sind bislang unbe-
antwortet. Ab kommenden 
Montag wird der PUA mit 
dem Beginn öffentlichen 
Zeugenver nehmungen 
nach Antworten suchen. 
Hierbei sollen zunächst die 
Raubüberfälle des NSU auf 
eine Sparkasse in Stral-
sund im Zentrum der Un-
tersuchungen stehen.“

Erinnern heißt kämpfen

Redebeitrag auf einer Kundgebung der 
Initiative Pro Bleiberecht („Erinnern heißt 
kämpfen“) zur Erinnerung an die Aktivi-
täten jüdischer Aktivist*innen in Rostock 
im Herbst 1992

Herzlichen Dank dafür, dass ich als Ver-
treter der Rostocker VVN-BdA heute hier 
sprechen darf. Die VVN-BdA besteht 
seit 1947; ihr Ziel war und ist es, an die 
Verbrechen der Nazis zu erinnern und 
alle Tendenzen von Neofaschismus und 
Rassismus in der Gesellschaft zu be-

kämpfen. Dazu gehört neben dem Kampf 
gegen Antisemitismus auch der Kampf ge-
gen rassistische Vorurteile gegenüber den 
Sinti und Roma.
Ich bin in den 90er Jahren in Rostock auf-
gewachsen, damals war die abwertende 
Sicht auf diese Bevölkerungsgruppe Alltag 
in der Stadt, aber auch 30 Jahre danach 
werden die rassistischen Hintergründe des 
Pogroms von Lichtenhagen weiter relati-
viert. Deshalb ist es so wichtig, dass die 
1992 am Rathaus angebrachte Tafel an 
diese Zusammenhänge erinnert. 
Damals hing die Tafel ja nur kurze Zeit, 20 
Jahre später begaben sich die VVN-BdA 
und die Fraktion der Linken im Rathaus auf 
Spurensuche: Wo war die Tafel geblieben? 
Recherchen ergaben, dass die Tafel im 
Büro des Präsidenten der Bürgerschaft ge-
landet war; dort wurde sie nun aber nicht 

ERINNERN HEISST VERÄNDERN
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gefunden, stattdessen wurde auf das Ar-
chiv verwiesen, aber auch dort keine Spur. 
Mittlerweile weiß man, dass sie im Kultur-
historischen Museum eingelagert ist.
Aber der Platz an der Rathauswand blieb lan-
ge leer. Für Rostocker Antifaschist*innen 
war klar: Das kann nicht sein, da müssen 
wir aktiv werden. Es wurde also eine Re-

plik angefertigt und vor 20 Jahren ange-
bracht, allerdings nicht am Haupteingang 
wie 1992, sondern am Seiteneingang. 
Das Anbringen der Gedenktafel wurde von 
über 1000 Kundgebungsteilnehmer*innen 
lautstark begrüßt und beklatscht, berich-
tete die Presse. 
Die Stimmung in Rostocker Stadtparla-
ment war eine andere, dort überwog die 
Ablehnung, insbesondere wegen des Tex-
tes auf der Tafel. Auf der Tafel wird nicht 
zufällig zugleich der Millionen Juden, Sinti 
und Roma gedacht, die dem Völkermord 
der Nationalsozialisten zum Opfer fie-
len; es wird ganz bewusst eine Linie von 
Auschwitz bis Lichtenhagen gezogen. Aber 
man kann doch Auschwitz nicht mit Lich-
tenhagen vergleichen, empörten sich viele 
in der Stadtpolitik. Doch das geht; aus den 
Reihen der VVN-BdA wurde damals argu-
mentiert, dass doch nicht wir als Täter-
volk darüber bestimmen dürfen, was die 
Hinterbliebenen der durch die Nazis ge-
quälten und vernichteten Sinti und Roma 
denken und fühlen sollen, wenn sie ein 
brennendes Haus in Lichtenhagen sehen.

Wir haben es vor allem dem damaligen 
Oberbürgermeister Roland Methling zu 
verdanken, dass die Tafel hängen blieb: 
„Das Anbringen der Tafel ist seit 1992 
längst überfällig“, sagte er. Er machte 
quasi von seinem Hausrecht Gebrauch, 
auch wenn eine große Mehrheit der Bür-
gerschaft dagegen war. Nur wenige Tage 

später forderte die NPD in einem Antrag 
an die Rostocker Bürgerschaft, die Tafel 
unverzüglich wieder zu entfernen, weil 
der Text der Tafel die wahren Umstände 
von 1992 außer Acht lasse. Diese wah-
ren Umstände waren aus Sicht der NPD 
das Verhalten der Roma und das Versa-
gen der Behörden. Eine Sicht, die heute 
noch weit verbreitet ist. Aus Sicht der 
NPD sollte die Tafel den Schuldkult der 
Deutschen pflegen. 
Zunächst wurde die frisch angebrachte 
Gedenktafel rund um die Uhr von einer 
Polizeistreife bewacht; im Dezember 
2012 verschwand die Tafel spurlos, an 

ihrer Stelle klebte ein Schild mit der Auf-
schrift „Für immer Deutschland!“. Schnell 
wurde die Tafel ersetzt. „Wir wollen es 
nicht zur Tradition machen, alle paar Wo-
chen hier eine neue Tafel anzubringen“, 
sagte damals ein Vertreter der VVN-BdA. 
Im August 2019 wurde die Tafel wieder 
entfernt, der Täter jedoch gefasst und die 
Tafel wieder am Rathaus angebracht, dies-
mal richtig gut befestigt.

Die Tafel passt sehr gut ans Rathaus. Sie 
erinnert daran, dass Lichtenhagen für 
immer ein Teil der Rostocker Geschichte 
sein wird, quasi auch eine offene Wunde, 
so lange es noch Rassismus in der Stadt 
gibt. Das mag nicht jeder gerne hören in 
Rostock, wo viele den Eindruck haben, 
dass man die Rostocker Bevölkerung un-
verdient auf die Anklagebank setzt; viele 
Menschen in Lichtenhagen fühlen sich 
stigmatisiert. Cornelia Kerth von der VVN-
BdA sagte 2012: „Viele Einheimische be-
dauern mehr, dass die Bilder von 1992 
aus ihrer Heimat stammen, als dass sie 
die Anschläge selbst bedauern.“ Die Tafel 

am Rathaus soll uns stetig daran erinnern, 
dass Lichtenhagen 92 unsere Geschich-
te ist, mit der wir uns auseinandersetzen 
müssen, aus der wir alle lernen müssen.
Die Tafel am Rathaus erinnert aber auch 
an das Versagen der Politik, damals wie 
heute. Noch immer wird Antifaschismus 
viel zu oft kriminalisiert. Vor 10 Jahren dif-
famierte Innenminister Lorenz Caffier die 
Rostocker Demo als linksextremistisch, 
während er in seiner Amtszeit rechtsex-
treme Strukturen in den Sicherheitsorga-
nen duldete. Die Tafel am Rathaus ist also 
immer auch Stachel im Fleisch der Politik; 
jede Person die das Rathaus durch diesen 
Eingang betritt, kann hier lesen, dass sie 
die historische Verpflichtung hat, zu ver-
hindern, dass sich Gewalt und Menschen-
verachtung jemals wiederholen. 
Das ist doch eine gute Sache, vielen Dank 
für eure Aufmerksamkeit.

Carsten Penzlin, 21.8.2022 (Herzlichen 
Dank an Maren Haase für wertvolle Infor-
mationen)

Verfassungsschutzbericht 2021: We-
nig überraschend und lückenhaft

Zur Vorstellung des Landesverfassungs-
schutzberichtes 2021 erklärt Michael 
Noetzel: „Der Bericht offenbart wenig 
Überraschendes, die extreme Rechte ist 
nach wie vor die größte Gefahr für die 
Demokratie und für ein friedliches Zusam-
menleben. Ins Auge fallen allerdings auch 
Lücken im Bericht. So finden sich keine 
Ausführungen etwa zum terrorbefürwor-
tenden Netzwerk von Combat 18, obwohl 
dieses nach dem bundesweiten Verbot im 
Januar 2021 weiter in Mecklenburg-Vor-
pommern aktiv gewesen sein soll. Nach-
denklich muss zudem stimmen, dass der 
Bericht wenig bis nichts zur Jungen Alter-

native und dem scheinaufgelösten Flügel 
der AfD sagt, dessen Federn selbst im 
Landtag herumflattern.
Nach jahrelangen Relativierungen im ehe-
mals schwarz geführten Innenministerium 
erhält das Nordkreuz-Netzwerk endlich 
mehr Aufmerksamkeit. Es ist auch zu be-
grüßen, dass die Landespolizei – in deren 
Reihen sich Nordkreuz-Mitglieder tum-
melten – aktiv an der Aufdeckung gear-
beitet hat. An dieser Stelle wären jedoch 
die Erkenntnisse des Landesverfassungs-
schutzes deutlich interessanter, zu denen 
der Bericht wenig bis nichts sagt. Was war 
zu welchem Zeitpunkt zum Nordkreuz-
Netzwerk bekannt? Was hat der Geheim-
dienst mit diesen Informationen gemacht?
Es verwundert schon, dass mehr als die 

Hälfte der Personen, die dem Linksextre-
mismus zugerechnet werden, den Stem-
pel ‚gewaltbereit‘ aufgedrückt bekommt, 
während dies gerade mal für mehr als 
ein Drittel der ausgemachten Rechtsex-
tremisten gelten soll. Sowohl die bun-
desweit mehr als 200 Todesopfer rechter 
Gewalt seit 1990 als auch die jährlichen 
Statistiken zur politisch motivierten Kri-
minalität sprechen eine andere Sprache. 
Zwar erschüttern rechte Gewalttaten und 
rechtsterroristische Anschläge jedes Mal 
erneut, sie überraschen jedoch nicht. Die 
tödliche Dimension von rechts ist fest in 
der Ideologie der Neonazis verankert. Der 
VS sollte dies deutlich ernster nehmen 
und nicht versuchen, Gefahrenpotenziale 
durch Zahlenspielereien zu relativieren.“
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ZU INA LATENDORFS LANDPARTIE 2022
Es gab nur einen Regentag in dem Zeitraum 
und der fiel natürlich auf den Abschluss 
der Landpartie am 05.08.2022 in Sanitz. 
Schade, aber die Schauer waren zumindest 
ein wenig gut für Garten, Feld und Flur.  
Unser Treffen mit Ina, der Abgeordneten 
aus dem Bundestag, mit Vanessa als unse-
rer Landesvorsitzenden, Michael aus dem 
Landtag und dem Mitarbeiter Felix wurde 
im Garten vorbereitet. Stühle und Interes-
senten gab es ausreichend. Selbstgemach-

tes Chutney, Nudel- und Kartoffelsalat aus 
eigener Produktion, Wurst und Wein, viel, 
viel Wasser und eine fragefreudige Runde 
unserer Genossen und Sympathisanten. 
Schnell waren wir bei den Themen, die 
unsere Bürger interessierten. Die Diskus-

sionen über die zu erwartenden Energie-
engpässe und das Thema „Tafel“. In Sanitz 
versorgen z.B. seit 18 Jahren fünf ehren-
amtliche Mitarbeiter ca. 150 Personen des 
Ortes und anliegender Gemeinden mit Le-
bensmitteln. Einem „Zubrot“ zu ihrem wö-
chentlichen notwendigen Bedarf. 
Trotz einem enormen Engagement al-
ler Helfer – die Probleme tragen die Ta-
feln allein, denn die Politik hält sich da 
raus. Ina kennt diese Problematik, aber 

wie bei so vielen Dingen, die unsere  
Fraktions-Mitglieder in den Aus-
schüssen des Bundestages anspre-
chen, werden sie auf die lange Bank 
geschoben oder nicht behandelt. 
Also werde ich auch in diesem Jahr 
am 15. Dezember, dem Tag der  
ersten Ausgabe, mit einem Präsent un-
serer Tafel Dank sagen. 
Unsere Landesvorsitzende Vanessa 
spürte hautnah die Probleme, die eine 
recht kleine Parteigruppe in unserem 
Ort hat. Sie sagte auch vor den näch-
sten Wahlen Hilfe mit jungen Genos-
sinnen und Genossen zu, die dann die 

Briefkästen und Plakate „betreuen“ wer-
den. Danke auch für Deine Hilfe mit den 
vielen Handreichungen an diesem Abend, 
denn Vanessa saß am Tisch mit dem 
„Nachschub“. 
Michael kennen wir seit sieben Jahren, als 

er noch in der Robe des Rechtsanwaltes 
einen der ersten Prozesse wegen Brand-
stiftung als Nebenkläger für unsere Asyl-
bewerber auftrat, die dann zur ersten Ver-
urteilung der Täter in Deutschland führte. 
Auch heute sind Flüchtlinge aus der Ukrai-
ne, Afghanistan und anderen Ländern ein 
Thema in der Gemeinde. Michael Noetzel 
interessierte, wie die Bereitschaft unserer 
vier Mitglieder in der Gemeindevertretung 
und die der berufenen Bürger für eine er-
neute Kandidatur für 2024 ist. Ein Lächeln 
huschte über die Gesichter, hatten wir uns 
doch über dieses Thema bereits vor Wo-
chen unterhalten. Es wird auch in Zukunft 
eine ansehnliche Liste in Sanitz geben, die 
unter dem Logo „DIE LINKE“ kandidiert. 
Felix zauberte aus dem Tourenwa-
gen noch kleine Windmühlen und  
Kugelschreiber. Die Tücher zur Desinfekti-
on politischer Seifenblasen der Opposition 
lieferte er auch gleich mit.
Liebe Ina, Vanessa, Michael und Felix – 
die anstrengenden 14 Tage Landpartie 
sahen wir Euch nicht an. Wir bedanken 
uns für den interessanten, informativen 
und heiteren Abend in geselliger Runde! 

Barbara Kirchhainer 
BO Sanitz

Mit diesem Vorsatz begann die Planung für 
meine Sommerpause vom Parlamentsbe-
trieb im Bundestag. Die Idee: Bundestag, 
Landtag, Landesverband und die Genos-
sinnen und Genossen vor Ort müssen ge-
meinsam mit linken Themen sichtbar sein. 
Aber wie, war die Frage? Der Gedanke 
durch den Landkreis Rostock und Nord-
westmecklenburg zu touren war schnell 
geboren. Der Plan wurde konkreter und 
am Ende stand eine Tour, auf der mit ver-
einten Kräften in zwei Wochen 22 Orte be-
sucht werden sollten. Die Organisation der 
„Landpartie“ konnte beginnen. 
Gesagt getan! Felix Baumerts Telefon glüh-
te: Plan gemacht, in der Landtagsfraktion 
vorgestellt und für die Idee gewonnen, BOs 
angerufen, Mails geschrieben, Auto gemie-
tet, „Energiewürfel“ (mit 4 mal 4 Meter ein 
echter Hingucker) aus Sachsen geliehen, 
Stände beantragt, Teilnehmer koordiniert 
usw.
Die Themen Energiepreise und Inflation, 

die wir mit dem Energiewürfel angespro-
chen haben, waren und sind brandaktuell 
und die Menschen in den Orten 
waren sehr interessiert daran, 
darüber zu sprechen. Die Fra-
ge „Sind denn schon wieder 
Wahlen?“ fiel nicht selten, ob 
in Neubukow, Kühlungsborn, 
Schwaan oder Satow. Eigent-
lich ein Ansporn dafür, dass 
wir noch sichtbarer werden, 
auch in kleinen Städten und 
Gemeinden.
Die Sorge vor Kostensteige-
rungen für das normale Leben 
treibt fast jeden um. Wir klä-
ren auf, wer verdient dagegen 
gerade richtig viel in der Krise 
– u.a. Stromkonzerne ob E.on, 
RWE oder Vattenfall. Wir kriti-
sieren die sogenannten Ent-
lastungspakete – eher „Päck-
chen“ – der Bundesregierung, 

die nicht ansatzweise die Mehrbelastun-
gen auffangen. Wir entlarven die Legende, 

PARLAMENTARISCHE SOMMERPAUSE 
HEISST NICHT PAUSE FÜR LINKE AKTION
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Zahlreiche europäische Länder haben be-
reits eine Übergewinnsteuer eingeführt. 
Nachdem der wissenschaftliche Dienst 
der Bundesregierung bestätigte, dass eine 
Übergewinnsteuer auf rechtlicher Ebene 
in Deutschland möglich wäre, zeigt nun 
eine Studie des Netzwerks Steuergerech-
tigkeit im Auftrag der Rosa-Luxemburg-
Stiftung  wie diese hierzulande umgesetzt 
werden könnte. Bis lang fehlt Bunderegie-
rung jedoch der politische Wille. 
 
Warum braucht es eine Übergewinn-
steuer? 
Während viele Menschen in Deutschland 
nicht wissen, wie sie ihre Gasrechnung 
bezahlen sollen, machen Energiekonzerne 
wegen der gestiegenen Gaspreise Milliar-
dengewinne. Eine Übergewinnsteuer ist 
das Gebot der Stunde für soziale Gerech-
tigkeit. Wenn nur ein Teil der Einnahmen 
aus der Übergewinnsteuer in einen Schutz-
schirm für kommunale Energieversorger 
investiert würde, könnte die Gasumlage 
gestrichen und so Millionen Menschen 
entlasten werden.
 
Wie wird die Übergewinnsteuer ermit-
telt? 
Wenn man die Übergewinnsteuer nach 
dem deutschen Anteil am Umsatz aus den 
Konzerngewinnen berechnet, kann sich 

kein Konzern mit Gewinnverschiebung in 
Steueroasen aus der Affäre ziehen. Bei 
einem Steuersatz von 90 Prozent, wie ihn 
Spanien und Griechenland erheben, könn-
ten hierzulande bis zu 102 Milliarden Euro 
im Jahr alleine im Energiesektor eingenom-
men werden. Mit dem Geld kann die kom-
munale Energieversorgung sichergestellt, 
Millionen Menschen entlastet und in Er-
neuerbare Energien investiert werden. 
 
Wie viele europäische Länder haben 
bereits eine Übergewinnsteuer einge-
führt?
Italien, Spanien, Griechenland, Großbritan-
nien, Rumänien und Ungarn haben bereits 
die Übergewinnsteuer eingeführt. 
 
Ist eine Übergewinnsteuer auch 
in Deutschland rechtlich mög-
lich? 
Ja, zu diesem Schluss kam der wis-
senschaftliche Dienst der Bundes-
regierung.

Kann mich eine Übergewinn-
steuer vor einer hohen Gas-
rechnung und der Gasumlage 
schützen? 
Ja, denn mit den Einnahmen aus 
der Übergewinnsteuer kann die 
Versorgung kommunaler Energie-

träger sichergestellt werden. Somit wäre 
die Gasumlage hinfällig. Zusätzlich wäre 
noch genug Geld vorhanden, um Menschen 
zu entlasten - vor allem alle Menschen, die 
die Preissteigerungen am härtesten tref-
fen und von der Bundesregierung gerade 
erheblich im Stich gelassen werden. 

Was kann ich tun, damit die Überge-
winnsteuer eingeführt wird? 
Jetzt ist es wichtig, Druck auf die Bun-
desregierung zu machen. Wir sagen: Es 
reicht! Schluss mit der Politik der sozialen 
Kälte.  Wenn diese Bundesregierung ohne 
Druck nicht sozial funktioniert, dann wer-
den wir ihr diesen Druck geben. Diese Bun-
desregierung kann sich auf einen heißen 
Herbst einstellen!

dass nicht mehr finanziert werden könnte, 
angesichts der Weigerung, den Profiteuren 
in die Tasche zu greifen und angesichts der 
bereitwilligen Finanzierung von Militär und 
Rüstung.

Wo es möglich war, gab es auch Kontakte 
zu den kommunalen Vertretern. Michael 
Noetzel hatte als Landtagsabgeordneter 
danach häufig viele Punkte auf dem „Haus-
aufgabenzettel“, z.B. zur kommunalen Fi-
nanzausstattung für freiwillige und pflich-
tige Aufgaben oder das ewige Warten auf 
zugesagte Fördermittel.
Die Tour war mal wieder ein Beweis, dass 
Politik Spaß machen kann. Viele haben 
mitgewirkt und dafür ein herzliches Dan-
keschön an Felix, Tobi, Björn, Jürgen, Va-
nessa, Torsten, Michael, Christian und die 
vielen Mitglieder der BOs, die uns tatkräf-
tig unterstützten (und auch mit Kaffee und 
Kuchen versorgten).
Die Sommerpause geht nun zu Ende. Am 
4. September ist im Bundestag der Tag der 
Ein- und Ausblicke, d.h. Tag der offenen 
Tür. Alle Bürgerinnen und Bürger sind dazu 
herzlich eingeladen. Auf der Internetseite 
des Bundestages gibt es dazu nähere Infor-
mationen. Und wenn Ihr wissen wollt, was 

ich so in Berlin oder in MV tue, schaut auf 
meine Internetseite www.ina-latendorf.de

Eure Ina Latendorf, MdB
PS: Nach der Tour bin ich – inzwischen 

braun gebrannt – gefragt worden, wo ich 
denn im Urlaub war: Ich war auf Tour in 
MV!

Torsten Koplin, Michael Noetzel, Ina La-
tendorf und Felix Baumert

Ina mit Vanessa Müller

ENERGIEKONZERNE ZUR KASSE BITTEN
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Am 24. August tagte die Rostocker Bür-
gerschaft unter sehr warmen Bedingungen 
im Rathaus. Die Präsidentin Regine Lück 
begrüßte die Anwesenden und leitete zur 
Bürgerfragestunde über.

Am Schmarler Graben e.V.

Sieghard Buchberger vom Wassersport-
verein „Am Schmarler Graben“ e.V. teilte 
der Bürgerschaft in seiner Rede mit, dass 
dem Verein von der Parkhaus Gesellschaft 
GmbH, einer WIRO-Tochtergesellschaft, 
der Mietvertrag zum 31.12.2022 gekün-
digt wurde. Es wurde jedoch ein neuer 
Mietvertrag angeboten welcher die derzei-
tige Miete für die 70 Wasserliegeplätze von 
23.184€ auf 69.190€ erhöht.
Daher hat Herr Buchberger im Juni dieses 
Jahr allen Fraktionen einen Brief über das 
Problem geschrieben. Er erhofft sich Hilfe 
von der Stadt und der Bürgerschaft, denn 
im Jahr 2001 ging es schon mal um den 
Verein und die alte Steganlage, die für die 
IGA weichen musste. So bekamen sie vom 
damaligen Oberbürgermeister Arno Pöker 
(SPD) die mündliche Zusage am selben 
Ort und zu denselben Bedingungen, auch 
nach der IGA, mit ihren Booten liegen zu 
können. Es ist diese mündliche Zusage, auf 
die sich die Vereinsmitglieder bis heute be-
rufen.
Christian Albrecht unterstützt das Anlie-
gen des Vereins. Auch war er persönlich 
im Verein vor Ort und konnte sich mit den 
Mitgliedern austauschen. Er kann aber 
auch die WIRO verstehen, da Regularien 
des Betriebes es untersagen eine Anlage 
defizitär zu betreiben und er hoffe, dass 
das von Senator Matthäus angestrebte 
Treffen eine Lösung finden wird, so dass 
die Preissteigerung nicht in voller Höhe an 
den Verein weitergereicht wird.
Herr Matthäus kündigte an, dass sie sich 
gemeinsam hinsetzen und reden werden. 
„Dann gucken wir uns die Akten an, wir 
gucken uns die Zahlen an und dann schau-
en wir mal“, so der Senator weiter. Denn 
wir als Stadt haben auch eine Verantwor-
tung gegenüber unseren Gesellschaften 
wie die WIRO und der Parkhausgesell-
schaft, die eine 100%ige Tochter der WIRO 
ist. Daher will Herr Matthäus auch das Ha-
fenamt, den Finanzsenator, die WIRO und 
die Parkhausgesellschaft an einen Tisch 
holen und auch dabei nachschauen, in wel-
cher Form Verpflichtungen für die Stadt 
verschriftlicht sind.

Nachmeinung zur Nachfrage

Als nächster Redner der Fragestunde kam 
Jens Kaufmann zu Wort. Dieser war mit der 
Antwort des Senators Steffen Bockhahn 
aus der letzten Bürgerschaftssitzung un-
glücklich. In dieser stellte Anja Lues ihre 
Idee vor, wie wir die Beendigung der „Co-
rona-Angst- und -Panikpolitik“ einleiten 
und nach ihrer Ansicht Gerechtigkeit wal-
ten lassen können. Aufgrund der kruden 
Methoden der Bewegung merkte Senator 
Bockhahn damals an, dass dies keine Art 
sei, einen Dialog zu beginnen oder gar zu 
führen.
Der 56 Jahre alte Neu-Rostocker Kauf-
mann zeigte sich pikiert von dieser Aussa-
ge, und kürzte die komplette Aussage des 
Senators in seiner Rede so ein, dass es zu 
seinem Weltbild und seinen Argumentatio-
nen passe. Die Rede war mit persönlichen 
Empfindungen und Gefühlen angereichert; 
er fühle sich durch Senator Bockhahn aus-
gegrenzt. Daher sei es für Kaufmann eine 
folgerichtige Lösung, selbst als Bürgermei-
sterkandidat bei den kommenden Wahlen 
anzutreten, um „Frieden und Dialog zwi-
schen den Menschen“ zu stärken.
Steffen Bockhahn trat ans Mikrofon und 
erklärte nochmal den Zusammenhang. 
Der Eindruck der Ausgrenzung ist der per-
sönliche von Herrn Kaufmann und nicht 
aller dieser Stadt. Des weiteren machte er 
darauf aufmerksam, dass durch das Weg-
lassen von Informationen und das Rauspic-
ken einzelner Sätze aus dem Zusammen-
hang auch kein Dialog stattfinden kann. 
Auch habe Herr Kaufmann in seiner Rede 
vergessen zu erwähnen, dass er sich in 
Telegramgruppen groß gefeiert hat, weil 
er sämtliche Schulleiter und diverse Leh-
rerinnen und Lehrer mit Strafanzeige über-
zogen hat, weil diese sich entschlossen 
haben, das was in dieser Republik durch 
gewählte Regierungen beschlossen wor-
den ist, umzusetzen. So wie es besonders 
für die verbeamteten Mitarbeiter auch 
Pflicht ist. „Das müsse ihm nicht gefallen“, 
so Bockhahn, aber anstatt gegen die Ver-
ordnung vorzugehen, ging Herr Kaufmann 
strafrechtlich gegen einzelne Menschen 
vor. Und das ist nun seine Art des angebo-
tenen Dialogs, aber nicht die vom Senator 
und dazu steht er auch. Bockhahn führte 
weiter aus, dass er sich jetzt auch sein IPad 
nehmen könne, um ganz viele Beiträge aus 
Kaufmanns Telegramgruppen zu zitieren, 

die dann gar nicht so friedensbewegt sind. 
Er selbst habe den Dialog mit Bockhahn 
ausgeschlossen, indem er ihn aus zwei 
von Kaufmann administrierten Gruppen 
ausgeschlossen habe. „Da weiß ich jetzt 
nicht, wo da die Dialogbereitschaft ist.“ 
Bockhahn findet es gelinde gesagt, wit-
zig. Und wenn er am Donnerstag über den 
neuen Markt geht und vom Kaufmann und 
den anderen Demonstranten auf übelste 
angebrüllt und angepöbelt wird, dann ist 
das ganz viel, aber keine Einladung zum 
Dialog. Daher bleibt er dabei: an solcher 
Form einer Auseinandersetzung habe er 
kein Interesse. Die Bürgerschaft unter-
stützte die Aussage des Senators durch 
lautes Klopfen.

Wahlen und Bestellungen

Die Bürgerschaftspräsidentin ging nach 
der Antwort zur Tagesordnung über und in-
formierte über die kommenden Veranstal-
tungen zu dem Pogrom von Lichtenhagen 
1992. Die Stadt und ihre Partner haben 
unterschiedlichste Programme zusam-
mengestellt. Im Namen aller Mitglieder 
der Bürgerschaft bedankte sie sich auf das 
Herzlichste.
Nun ging die Bürgerschaft zu den Wahlen 
über. Gewählt wurde die neue Senatorin 
für Infrastruktur, Umwelt und Bau (Besol-
dungsgruppe B 3 mit 8192,20€ monatlich). 
Insgesamt gingen 5 Bewerbungen ein. Aus 
der Sicht der Verwaltung erfüllten 4 Be-
werber die formellen Voraussetzungen für 
eine Wahl. Übrig geblieben ist der Wahlvor-
schlag der Grünen, Frau Dr. Ute Fischer-
Gäde, die derzeitige Leiterin des Amtes für 
Stadtgrün mit über 200 Mitarbeiter*innen.
Als Mitglied der Bürgerschaft konnte 
man im Vorfeld in der Personalabteilung 
die Bewerbungen anschauen und die 
Bewerber*innen in die Fraktionen einladen 
und Fragen stellen. Und so Eignung, die 
Befähigung und Sachkunde des Bewerbers 
prüfen. Die Kandidatin stellte sich in ihrer 
Rede vor. Sie sprach die Stichworte Infra-
struktur, Umwelt, Bau, Mobilität, Umwelt, 
Soziale Freiräume, Klimaschutz, Energie, 
Wärme und Wohnen an und möchte mit 
ihrem Wirken eine Wende einleiten. Diese 
sehe sie als enorme aber schaffbare Her-
ausforderung an und sie sei optimistisch, 
dass dies klappen kann. Sie bezeichnete 
die Leitlinien als gut für Rostock und sehe 
ihre primäre Aufgabe darin die Stadt grü-
ner zu machen. Dafür sei anderes Denken 

BERICHT VON DER BÜRGER-
SCHAFTSSITZUNG AM 24.8.
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und neues Handeln für Alle in der Stadt 
wichtig. Wir sind kompetent und gut auf-
gestellt.
Als Senatorin will Frau Fischer-Gäde für 
gute Kommunikation zwischen den Betei-
ligten der Stadt und eine gute und schnelle 
Verwaltung einstehen. Die Bürgerschafts-
sitzung wurde dann für die geheime Wahl 
unterbrochen. Das Abstimmungsergebnis 
las unsere Präsidentin vor: Es wurden 49 
Wahlscheine ausgegeben, 49 kamen zu-
rück. Mit „Ja“ stimmten 27 Abgeordnete. 
Mit „Nein“ stimmten 19 und drei enthiel-
ten sich.
Mehr als die Hälfte der Bürgerschaft hat 
sie damit gewählt und Regine wünschte 
ihr Freude bei der Lösung der neuen Auf-
gaben.
Im Anschluss waren die Nach- und Neu-
wahlen für die Ausschüsse dran. So wur-
de für unsere Partei der Genosse Thomas 
Koepcke als Stellvertretendes Mitglied in 
den Personalausschuss der Hansestadt 
gewählt und übernahm damit das Mandat 
von Olaf Groth.

Anträge

Der Ortsbeirat KTV beantragte die Er-
richtung von Pfandsammelstellen auf den 
Schulhöfen der Werner-Lindemann-Grund-
schule, der Borwinschule und der Grund-
schule am Margaretenplatz. In der Stel-
lungnahme der Verwaltung, welche nach 
einer gemeinsamen Begehung mit dem 
Ortsbeirat verfasst wurde, wurde nochmal 
bekräftigt, dass die Flächen des Ortsteils 
immer stark verdreckt sind und dass das 
Aufstellen von Containern als Pilotprojekt 
unterstützt werden kann. Der Antrag wur-
de angenommen.
Ein fraktionsübergreifender Antrag be-

inhaltete die Übertragung von Entschei-
dungen auf den Hauptausschuss im Fall 
pandemiebedingter Einschränkungen. 
Sollten Präsenzsitzungen der Bürgerschaft 
aufgrund von Gesetzen oder Landesver-
ordnungen im Zusammenhang mit der Co-
rona-Pandemie nicht mehr zulässig sein, 
überträgt die Bürgerschaft alle Entschei-
dungen, die keinen zeitlichen Aufschub 
dulden, mit diesem Antrag auf den Haupt-
ausschuss. Hierfür ist eine 2/3 Mehrheit 
der Bürgerschaft nötig. In der Abstimmung 
stimmten 41 dafür, 6 dagegen und es gab 
eine Enthaltung.
Zu guter Letzt noch eine Beschlussvorlage. 
In der Vorlage heißt es: „Die Bürgerschaft 
befürwortet die Mitgliedschaft der Hanse- 
und Universitätsstadt Rostock im Verein 
„Astronomische Uhr von 1472 e.V.“. Im 
Oktober 2021 wurde seitens der 
Kultusministerkonferenz der Länder 
der Antrag auf Zuerkennung des Sta-
tus als UNESCO-Weltkulturerbe für 
die Astronomische Uhr in St.-Marien 
Rostock angenommen. Das weitere 
Prüfverfahren für die Aufnahme in 
die Tentativliste der Bundesrepu-
blik Deutschland läuft gegenwärtig. 
Mit der Gründung des eingetrage-
nen gemeinnützigen Vereins am 
12.05.2022 wird die Arbeit des bis-
herigen Initiativkreises Astronomi-
sche Uhr Rostock (Hanse- und Uni-
versitätsstadt Rostock, Universität 
Rostock, Ev.-Lutherische Landeskir-
che) auf ein neues rechtliches Fun-
dament gestellt, um die im Rahmen 
des Bewerbungsverfahrens für das 
UNESCO Welterbe im Zusammen-
hang stehenden erforderlichen Maß-
nahmen unterstützen und absichern 
zu können.

Im September 2022 wird ein Expertengre-
mium die Astronomische Uhr besichtigen. 
Die Inaussichtstellung der Mitgliedschaft 
der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
ist für das weitere Bewerbungsverfahren 
ein wichtiges Signal.
Ziele des Vereins sind die Unterstützung 
des Antrags auf Zuerkennung des Status 
als UNESCO-Weltkulturerbe für die Astro-
nomische Uhr in der St.-Marienkirche, die 
bessere Bekanntmachung der Astronomi-
schen Uhr in der Öffentlichkeit, sowie die 
konstruktive Begleitung der Maßnahmen 
zur Erhaltung der Astronomischen Uhr. Mit 
dem Bekenntnis zum Beitritt unterstützt 
die Hanse-und Universitätsstadt Rostock 
diese wichtigen Ziele und sichert eine kon-
tinuierliche Förderung. Der Antrag wurde 
angenommen.        Martin Raspe

Mobilität muss für 
alle bezahlbar sein!

Das Neun-Euro-Ticket für den öffentli-
chen Personennahverkehr läuft bald aus 
und noch gibt es keine Anschlusslösung. 
Dabei drohen nun regional sogar Erhö-
hungen über das Niveau vor der Aktion 
hinaus. Das wollen wir nicht hinnehmen. 
ÖPNV ist für viele Menschen täglicher Be-
darf und alle sollten sich Mobilität leiten 
können.
Auch die Verkehrsminister der Länder 
fordern den Bund auf, „zeitnah“ einen 
tragfähigen und nachhaltigen Vorschlag 
für Nachfolgeregelungen vorzulegen. So 
lautet ein Beschluss der Sonder-Verkehrs-
ministerkonferenz. Amira Mohamed Ali, 
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, for-
dert:  „Mobilität muss für alle bezahlbar 
sein! Deswegen muss das Neun-Euro-
Ticket bis Ende des Jahres verlängert wer-
den. Danach brauchen wir dauerhaft ein 
Ein-Euro-pro-Tag-Ticket.“

Bernd Riexinger, Sprecher für nachhaltige 
Mobilität der Fraktion erklärt:  „Dass es 
keine Einigung zur Nachfolge für ein Neun-
Euro-Ticket gibt, ist eine weitere vertane 
Chance und konfrontiert viele Pendlerin-
nen und Pendler ab nächster Woche mit 
teils kräftig steigenden Ticketpreisen. Es 
ist unfassbar und verantwortungslos, dass 
kurz vor Auslaufen der Maßnahme immer 
noch keine Idee auf dem Regierungstisch 
des Bundes liegt. Für uns ist klar: Der 
Bund muss die Regionalisierungsmittel 
deutlich aufstocken. Da stimmen wir den 
Landesverkehrsministern zu.  Wir brau-
chen einen gut ausgebauten, kostengün-
stigen öffentlichen Nahverkehr mit ausrei-
chend und vernünftig bezahltem Personal. 
Leider passt die Gesamtsituation nur zu 
gut auch in das traurige Bild eines Bun-
desministeriums, das nicht mal in Ansät-
zen die Klimaziele der eigenen Regierung 
umsetzen will.
DIE LINKE fordert seit Langem einen ko-
stengünstigen ÖPNV mit Perspektive zum 
Nulltarif. Mehrfach haben wir in den letz-

ten Monaten im Bundestag beantragt, das 
Neun-Euro-Ticket zumindest bis Ende des 
Jahres fortzuführen und die Zeit bis da-
hin zu nutzen, um eine tragfähige sowie 
dauerhafte Finanzierung des öffentlichen 
Nahverkehrs zu finden. „
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AUS DEM LANDTAG

Menschen die Existenzängste nehmen 
– wirksame Unterstützung leisten

Zum Tagesordnungspunkt „Bezahlbarkeit 
von Energie und Energiesicherheit“ auf 
der Klausur der Linksfraktion in 
Ivenack erklärt die Vorsitzende der 
Linksfraktion, Jeannine Rösler:
„Nichts beschäftigt und sorgt ge-
genwärtig die Menschen so sehr 
wie die rasant steigenden Kosten 
für Energie und Lebenshaltung. 
Arme Menschen in Grundsiche-
rung, Alleinerziehende, Studie-
rende, Rentnerinnen und Rentner 
sowie Menschen mit kleinen und 
mittleren Einkommen sind un-
gleich stärker belastet. Um den 
sozialen Frieden nicht weiter zu 
gefährden, ist es unerlässlich, den 
Menschen ihre Existenzängste zu 
nehmen. Sie müssen sicher sein, 
dass sie weder ihre Wohnung ver-
lieren noch ihnen Heizung und 
Strom abgestellt wird, weil das 
Geld nicht mehr reicht, um funda-
mentale Grundbedürfnisse, Miete 
und Energie zahlen zu können.
Die sozialen Sicherungssysteme 
müssen so stabilisiert und aus-
gebaut werden, dass sie auch 
tatsächlich wirken. Die Grundsi-
cherung sollte deshalb um 200 
Euro monatlich aufgestockt, der 
Zugang erleichtert werden. Das 
Kindergeld und der Unterhaltsvor-
schuss müssen deutlich steigen 
und die schon lange diskutierte 
eigenständige Kindergrundsicherung muss 
endlich eingeführt werden.
Bis die angekündigte Wohngeldreform ab 
2023 greift, muss im Herbst eine erneute 
Einmalzahlung die Heizkosten abfedern. 
Gebraucht werden zudem Moratorien, 
die Gas- und Stromsperren sowie Wohn-
raumkündigungen verhindern, sowie ein 
Schutzschirm für Energie-Grundversorger 
wie Stadtwerke. Zu prüfen ist außerdem 
ein Preisdeckel bei Strom und Heizenergie 
für ein Grundkontingent für Privathaushal-
te. Rentnerinnen und Rentner, Studierende 
und sonstige Personengruppen, die bis-
lang von der Energiepauschale ausgespart 
wurden, brauchen ebenfalls Entlastung.
Neben den Unterstützungspaketen, die 
der Bund liefern muss, sollte Mecklenburg-
Vorpommern weitere Landeshilfen prüfen, 
um Menschen vor Überschuldung und 
örtliche Energieversorger vor massiven 
Zahlungsausfällen zu schützen. Zwingend 
erforderlich ist es zudem, dass soziale 

und soziokulturelle Einrichtungen wie bei-
spielsweise Nachbarschaftstreffs, Stadt-
teilzentren und die Tafeln weiterhin ihre 
ungemein Halt gebende und unterstützen-
de Arbeit leisten können.“

Armut sichtbar machen und 
bekämpfen – das ist unsere Aufgabe!

Das Thema Armut stand im Mittelpunkt der 
Klausurtagung der Linksfraktion in Ivenack. 
Die Soziologin Amelie Hanck hat ihre Studie 
„Arm sein, wo andere Urlaub machen“ vor-
gestellt. Mit Dr. André Knabe vom Rostoc-
ker Institut für Sozialforschung und gesell-
schaftliche Praxis wurden Lösungsansätze 
diskutiert. Dazu erklärt die sozialpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion, Steffi Pulz-
Debler:
„Ein Schwerpunkt meiner Fraktion ist und 
bleibt, die Armut im Land sichtbar zu ma-
chen und zu bekämpfen. Wir danken Frau 
Hanck für die Erarbeitung der Studie und 
Dr. Knabe für die wissenschaftliche Beglei-
tung sowie der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
für die Herausgabe dieser wichtigen und 
längst überfälligen Studie für Mecklen-
burg-Vorpommern. Sie beleuchtet unter 

anderem, welche Formen der Armut in 
Mecklenburg-Vorpommern auftreten, wer 
davon betroffen ist und wie sie bekämpft 
werden kann. 
Die Studie bestätigt unter anderem die 

jahrelange Forderung meiner 
Fraktion nach einer Armuts- bzw. 
Sozialberichterstattung. Um ge-
zielt gegensteuern zu können, 
brauchen wir die entsprechen-
den Informationen! Zudem geht 
daraus hervor, dass eine einge-
schränkte Mobilität insbesondere 
für arme Menschen im ländlichen 
Raum drastische Folgen hat. Sie 
sind von Teilhabe ausgeschlos-
sen, können Arztbesuche, den 
Einkauf oder Kultur- und Bildungs-
angebote nur unzureichend wahr-
nehmen. Die Strategie der Zen-
tralisierung von Angeboten der 
Daseinsvorsorge, insbesondere 
in den Bereichen Gesundheit und 
Bildung, erweist sich als ausge-
sprochen kontraproduktiv! Daher 
setzen wir uns auch weiterhin für 
den Erhalt und Ausbau wohnort-
naher Angebote ein.
Beim Kampf gegen Armut spielt 
Bildung eine Schlüsselrolle. Da-
her werden wir die Zahl der Schul-
abgängerinnen und -abgänger, die 
ohne Abschluss die Schule verlas-
sen, senken und die Bedingungen 
für die Schulausbildung weiter 
verbessern. Denn Bildung ist der 
wesentliche Faktor für die berufli-
che Zukunft und die Lebenschan-
cen der jungen Menschen im 

Land.
Auch Arbeitslosigkeit und niedrige Löhne 
als weitere zentrale Armutsursachen müs-
sen konsequent abgebaut werden. Doch 
Versäumnisse bei der wirtschaftlichen 
Entwicklung des Landes haben diese Pro-
bleme verfestigt.
In Mecklenburg-Vorpommern sind noch 
immer zu viele Menschen von Langzeit-
arbeitslosigkeit betroffen, trotz des gra-
vierenden Fachkräftemangels. Für diese 
Menschen sind weiterhin regionalisierte 
Fördermaßnahmen erforderlich, die den 
Einstieg in eine existenzsichernde Be-
schäftigung ermöglichen. Dafür setzt sich 
meine Fraktion in der Regierungskoalition 
intensiv ein.
In Mecklenburg-Vorpommern werden bun-
desweit nach wie vor die geringsten Löh-
ne gezahlt, ein Fakt, der viel zu lange als 
vermeintlicher Standortvorteil verkauft 
wurde. Für die Menschen im Land hat sich 

KLAUSUR DER LANDTAGSFRAKTION
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dadurch das Risiko, in Armut zu rutschen, 
ungleich erhöht. Um das Lohnniveau im 
Land zu steigern, ist es zwingend notwen-
dig, dass deutlich mehr Unternehmen Ta-
riflöhne zahlen. Mit der Novellierung des 
Landesvergabegesetzes wird die rot-rote 
Landesregierung notwendige Impulse ge-
ben, um die Tarifbindung zu erhöhen. Dazu 

wird die Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen an die Zahlung von Tariflöhnen gekop-
pelt. Das ist zugleich ein deutliches Signal 
an alle Unternehmen, auch unabhängig 
von öffentlichen Aufträgen Tariflöhne zu 
zahlen.  Mecklenburg-Vorpommern als at-
traktiver Wirtschafts- und Arbeitsstandort 
geht nur mit guten Löhnen!“

Sommerabgesang 
(von Janina Niemann-Rich)

Herbstlaubwind
buntes Rascheln 

Haikunde (von Jürgen Riedel)

Tigerhai: ein Papiertiger
Weißer Hai: weiß-unschuldig

verglichen mit
Miethai: gemieden von ihm

bernsteinwertvolle Menschlichkeit
nimmersattgefressen

am Geld seiner wogenvielen Opfer

Soziale Räumlichkeiten 
(von Jürgen Riedel)

Suppenküche
Wärmestube

Kleiderkammer
klagen stumm wie Mauerstein an:

Politik ist
versalzen eisig fadenscheinig

Höhere Löhne sind das 
Gebot der Stunde

Zu den Daten des statistischen Bundes-
amtes über die wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland und den aktuellen 
Berechnungen des WSI zur Lohnentwick-
lung sagt Janine Wissler, Vorsitzende der 
Partei DIE LINKE:
„Die Zahlen zeigen, dass die Wirtschafts-
leistung steigt, während die Reallöhne 
sinken. Das bedeutet, dass die Profite 
der Konzerne auf Kosten der Löhne wach-
sen. In der Krise werden Profite gemacht. 
Auch, weil die Beschäftigten einen immer 
kleiner werdenden Anteil abbekommen.
Die privaten Konsumausgaben stiegen 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 
7,2 Prozent. Das zeigt ganz deutlich: Es 
ist die inländische Nachfrage, die heu-
te die ökonomische Entwicklung trägt. 
Gleichzeitig sind die Reallöhne im ersten 
Halbjahr 2022 trotz Tariferhöhungen um 
3,6 Prozent zurückgegangen. Das wider-
legt das Gerede vom kollektiven ‚Gürtel 
enger schnallen‘ und die Panikmache vor 

einer ‚Lohn-Preis-Spirale‘.
Zurückhaltung bei den Löhnen zu fordern, 
ist vollkommen falsch. Eine Umverteilung 
ist dringend notwendig, um für mehr Ge-
rechtigkeit zu sorgen. Wir unterstützen 
die Beschäftigten und ihre Gewerkschaf-
ten im Kampf um gute Lohnabschlüsse, 
die über der Inflationsrate liegen.“

TERMINE
WANN?   		  WO?   			   WAS?

So., 11.9., 14.00 Uhr	 Rosengarten		  Gedenken an die Opfer des 	
						      Faschismus
Mo., 12.9., 18.00 Uhr 	 Zwischenbau		  Mitgliedertreffen der Rostocker
			   Rostock Südstadt		 Linken
Fr., 16.9., 14-19 Uhr	 IGA-Park			  Rostock ist bunt (Städtische
						      Veranstaltung für alle Bürger)
Sa., 22.11., 11.00 Uhr	 Peter-Weiss-Haus		 Veranstaltung der VVN-BdA über
			   Doberaner Str. 21	 Ernst Thälmann

LYRIK
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AUS DEM LANDKREIS
„OFFENER BRIEF AN DIE 

BUNDESREGIERUNG“
 
- Wärmehallen - Krieg - Frieden - Win-
terelend - 
 
Guten Tag, aber wie lange haben wir noch 
gute Tage?
Ich sehe Deutschland auf einen Abgrund 
zurasen, einen Abgrund, der unsere Wirt-
schaft und unseren sozialen Frieden zer-
reißen wird.  
Als Bürgermeister der Stadt Bad Doberan 
lehne ich es persönlich ab, Wärmehallen 
für die frierende Bevölkerung zu planen 
oder weitergehende Notfallpläne zu ent-
wickeln. Sollte es wirklich soweit kommen, 
wird unsere Wirtschaft aufgrund mangeln-
der Energieversorgung zusammen- und 
unsere Gesellschaft auseinanderbrechen.
Wärmehallen sind keine Option sondern 
der Zusammenbruch!
Fahrt endlich alle Atom- und Kohlekraft-
werke zeitlich befristet wieder hoch. 
Sollte die Gasversorgung ausfallen, wer-
den die Menschen in ihrer Verzweiflung 
mit ihren Backöfen und Kochplatten hei-
zen. Das ist nicht vorstellbar? Das war der 
russische  Angriffskrieg auch nicht. Sollen 
unsere Kinder ein drittes Jahr in den Schu-
len wieder frieren? Wie gehen wir mit den 
Kindern, das Wertvollste was wir haben, 
eigentlich um?
Es wird nur über Krieg und kaum über Frie-
den gesprochen.  Nach unendlichem Leid 
und tausenden Toten muss es endlich auf 
höchster Ebene zu Friedensverhandlungen 
kommen. 
Putin ist ein Kriegstreiber, aber diese Er-
kenntnis bringt uns den Frieden nicht nä-
her. Es muss mit ihm verhandelt werden 
und das gesichtswahrend für alle Seiten.
Helfen die Sanktionen gegen Russland den 
Menschen in der Ukraine wirklich?  Füh-
ren sie zur Beendigung des Krieges oder 
schaden sie nicht eher den Menschen 

weltweit mit Lebensmittel- und Energie-
knappheit? Sind die Sanktionen vielleicht 
Ausdruck unserer eigenen Hilflosigkeit, 
weil wir nicht wissen, wie wir sonst helfen 
und handeln sollen?
Informiert uns ehrlich und transparent 
über die Lage, ihr seid „Angestellte“ des 
Volkes. Der Amtseid der Bundesminister 
lautet: „Ich schwöre, dass ich meine Kraft 
dem Wohle des deutschen Volkes widme“.
Handelt bitte so, jetzt und sofort!
 
Herzlichen Grüße und mit Hoffnung
 
Jochen Arenz
Bürgermeister Stadt Bad Doberan 

LESERBRIEF

Die Glaubwürdigkeit in Regierungshandeln 
geht gegen Null. Die Regierenden haben ih-
ren Amtseid gebrochen, der u.a. lautet: „...
Schaden vom deutschen Volk abzuwenden.“ 
Die Hörigkeit der Regierenden ge-
genüber den Interessen der 
USA geht soweit, dass sie uns  
grundlos in eine Energienotlage manö-
vriert haben, deren Ausmaße wir nur ah-
nen können.
Politiker, die Probleme offen benennen 
und Lösungsvorschläge unterbreiten, wer-
den medial niedergemacht.
* Waschlappen / * Wärmestuben / * dic-
ke Pullover/ 
* hungern für den Frieden / * nur halbe 
Portionen essen -->
Diese Vorschläge sollten zuerst diejenigen 
praktisch vorleben, die sie unterbreitet ha-
ben! Mal sehen, wie lange sie durchhalten.  
Vernünftig sind m.E. die Forderungen nach 
diplomatischen Friedensverhandlungen 
mit Russland, die Einstellungen aller Waf-
fenlieferungen, die Beendigung der Sank-
tionen und die Öffnung von Nordstream 2.
 
Peter Hörnig; Dummerstorf

Gewinner: Energiekonzerne, Rüstungsin-
dustrie, Pharmaindustrie, Regierende
Verlierer: Die Glaubwürdigkeit im Regie-
rungshandeln

Im ersten Halbjahr 2022 starben 1238 
Radfahrer*innen im Straßenverkehr. Auch 
DIE LINKE muss sich dafür einsetzen, dass 
Radverkehr in den Städten und auf dem 
Land sicherer wird.

„Während Habeck, Kretschmann und Co. 
mit Gasumlage und Waschlappentipps die 
Menschen belasten und nerven, sprechen 
die Grünen hierzulande von ‚möglichen exi-
stenziellen Nöten‘. Offenbar haben die MV-
Grünen den Ernst der Lage, welcher durch 
ihren Anteil in der Ampel sehr wesentlich 
zu verantworten ist, nicht begriffen! Dann 
hierzulande einen Sozialgipfel zu fordern, 
ist eine Frechheit die ihresgleichen sucht! 
Wie abgebrüht muss man eigentlich sein, 
um so zu agieren?“ Vanessa Müller & Peter 
Ritter

Was enthirnt ist 
(von Jürgen Riedel)

Fehlt Politik das Herz:
das Soziale

wäre es kopflos
sie als demokratisch zu bezeichnen

LYRIK
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MONATSZAHL


